
Wie ein roter Faden zog sich das Wort von der
Priorisierung durch den 112. Deutschen Ä rztetag
in Mainz. Von Prof. Jörg-Dietrich Hoppe, Präsi-
dent der Bundesärztekammer, bewusst schon im
Vorfeld positioniert, stieß  er damit auf Zustim-
mung bei vielen Teilnehmern, auf Ablehnung da-
gegen bei Gesundheitsministerin Ulla Schmidt,
bei Kassenvertretern und bei Hausärztechef Ul-
rich Weigeldt.

Die Ministerin selbst war zum ersten Mal in ihrer
Amtszeit nicht dabei. Sie war, so die offizielle
Mitteilung, bei einer internationalen Fachkonfe-
renz zur neuen Grippe. Inoffiziell wurde speku-
liert, sie sei verärgert ü ber die von Hoppe ange-
stoß ene Debatte und sei deshalb nicht nach
Mainz gekommen. Sie ließ  verlautbaren, die For-
derung nach einer Priorisierung sei menschen-
verachtend.

Dr. Klaus Theo Schröder, beamteter Staatsse-
kretär im Bundesgesundheitsministerium, vertrat
die Ministerin bei der Eröffnung. Er bestritt, dass
es eine Rationierung von Leistungen im Gesund-
heitswesen gebe. „Unser solidarisches, selbstver-
waltetes Gesundheitswesen gewährleistet, dass
jeder, der eine medizinische Behandlung braucht,
sie auch bekommt.“ Hoppe hielt später dagegen:
„Wer sagt, dass wir keine Rationierung haben,
sagt nicht die Wahrheit. Damit sage ich nicht,
dass er lü gt, das ist etwas anderes.“

Schröder bekannte sich klar zum Erhalt der Kas-
senärztlichen Vereinigungen, der Selbstverwaltung
und der Freiberuflichkeit, wobei er unter Letzte-
rer allerdings nur die Selbstständigkeit des selbst-
ständig arbeitenden Arztes verstand, nicht aber
die Freiberuflichkeit in ihrem vollen Umfang,
nämlich im Sinne des freien, nur dem eigenen
ärztlichen Gewissen entsprechenden Handelns.

Er betonte, dass es neben dem kollektivvertragli-
chen System neue Versorgungsformen geben
mü sse, hielt aber Einzelverträge auch nicht fü r
das Mittel der Wahl, um die wohnortnahe Ver-
sorgung auch in Zukunft zu sichern. Er plädierte
fü r einen sorgsamen Umgang mit den Ressourcen
und sprach sich fü r Mengenbegrenzung und Effi-
zienzkontrolle aus. 

Mit fein geführtem Florett, treffsicher und elo-
quent wie immer, parierte Hoppe die Ä uß erun-
gen Schröders. Dass Schröder das Wort ‚Ratio-
nierung’ furchtbar vorkomme, gehe der deut-
schen Ä rzteschaft genauso, meinte er, fein iro-
nisch. Das Lob auf die KVen konterte er mit der
Anmerkung, diese seien zur Zeit nur noch als
Resteverwerter gefragt.

„Wir Ä rzte wollen keine Rationierung, keine
Streichung von medizinischen Leistungen, aber
wir wollen auch nicht weiter fü r den staatlich
verordneten Mangel in den Praxen und den Kli-
niken verantwortlich gemacht werden“, betonte
Hoppe. Die Ö ffentlichkeit sei lange genug ge-
blendet worden und er zog den Vergleich zum
berühmten Blüm-Spruch: „Die Rente ist sicher.“
Schon damals habe man gewusst, dass das so
nicht stimme.

Eine Priorisierung, wie es sie etwa in den skandi-
navischen Ländern schon gebe, könne dazu ver-
helfen, denen, die sie am dringendsten benötigen,
medizinische Hilfe zu gewähren.

„Es soll keiner nicht behandelt werden“, stellte er
klar. Wer eine Behandlung am dringendsten
braucht, soll sofort und in vollem Umfang be-
handelt werden, „die anderen mü ssen eben war-
ten“, betonte Hoppe. Damit meine er nicht, dass
die Versicherten nur ü ber Zusatzversicherungen
an eine adäquate Behandlung kommen sollen.
„Unter Priorisierung versteht man die ausdrü ck-
liche Feststellung einer Vorrangigkeit bestimmter
Indikationen, Patientengruppen oder Verfahren
vor anderen“.

Er forderte - wie auch schon im letzten Jahr im
Ulmer Papier - die Einrichtung eines Gesund-
heitsrates, in dem Ä rzte gemeinsam mit Ethikern,
Juristen, Gesundheitsökonomen, Theologen, So-
zialwissenschaftlern und Patientenvertretern
Empfehlungen an die Politik fü r eine gerechtere

Schleswig-Holsteinisches Ä rzteblatt 6/2009 29

112. Deutscher Ä rztetag in Mainz

Hoppe: Keiner soll nicht
behandelt werden

(Foto: BÄ K)
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Verteilung der knappen Mittel entwickeln soll-
ten. Die Letztverantwortung und die Entschei-
dung darü ber liege aber bei der Politik, verdeut-
lichte er.

„Die Patienten, die unter Rationierung leiden,
haben es einfach verdient, dass wir sie wieder in
die Mitte der Gesellschaft aufnehmen“, betonte
Hoppe und erinnerte an erwachsene Menschen
mit Behinderung, die oft unterversorgt aus dem
System fielen. Explizit sprach er sich gegen die
Stigmatisierung psychisch Kranker aus.

Fü r seine Forderung nach einem grundlegenden
Wechsel der Politik erhielt Hoppe lang anhal-
tenden, ü berwiegend stehenden, Beifall.

Umrahmt wurde die Eröffnungsveranstaltung
von einem fü r Viele zu ausführlichen Abriss der
Mainzer Geschichte durch den Präsidenten der
Landesärztekammer, Prof. Frieder Hessenauer,
sowie durch das Blechbläserensemble des Luft-
waffenmusikkorps 2 aus Karlsruhe.

Hoppe kritisiert fehlenden Mut der
Gesundheitspolitik 

Nachhaltig sprachen sich die Delegierten in
Mainz fü r die Stärkung der Patientenrechte aus.
Hoppe stellte fest: „Patientenrechte sind nicht
durch die Ä rzteschaft, die sie mittelbar durch ihre
Pflichten realisiert, sondern durch die staatliche

Gesundheitspolitik fü r die gesetzliche Kranken-
versicherung gefährdet“. Er kritisierte, dass Ko-
sten-Nutzen-Entscheidungen im Wesentlichen
nach der Finanzierbarkeit gefällt werden und ei-
gentlich sinnvolle Instrumente, wie evidenzba-
sierte Leitlinien, klinische Behandlungspfade und
andere Standardisierungsformen politisch zum
Zwecke der Kosteneinsparung missbraucht wü r-
den. Nicht die sich aus der individuellen Patien-
tensituation ergebende Indikation sei maß geblich
fü r diagnostische und therapeutische Entschei-
dungen, sondern die Kostenfrage.
Diese Rationierung gebe es bereits, man erkenne
sie an schleichenden Verschlechterungen im Ar-
beitsbereich, bei den Hygienestandards, an unzu-
reichenden Investitionen in Medizintechnik etc.
Er bemängelte den Mut der Politik, diese Proble-
matik offen anzusprechen - aber damit könne
man eben keine Wahlen gewinnen. Hoppe
sprach sich fü r Priorisierungen aus und erörterte
dies am Beispiel Schwedens.
Die Zentrale Ethikkommission der Bundesärzte-
kammer hat sich bereits seit einigen Jahren mit
der Thematik befasst. (Die Entscheidungen der
Ethikkommission finden sich vollständig unter
www.zentrale-ethikkommission.de)

Hoppe schilderte das tägliche Dilemma der Ä rz-
teschaft, angesichts des in der Berufsordnung

Vertikale Priorisierung
Krankheitsbildern wird eine Prioritätszahl von 1
bis 10 zugeordnet. Maß nahmen mit der Bewer-
tung 1 haben die höchste, mit der Bewertung 10
die niedrigste Priorität. Mit der Bewertung 1-3
wü rden die Maß nahmen durchgeführt, mit 4-6
eventuell durchgeführt, und Eingriffe, die mit 7-10
bewertet werden, können unterlassen werden.

Horizontale Priorisierung
Verschiedene Krankheitsgruppen oder Versor-
gungsziele werden in einen Zusammenhang ge-
stellt und bewertet. Stufe 1 könnte bedeuten:
Lebensschutz und Schutz vor schwerem Leiden
und Schmerz. Stufe 2 Schutz vor Ausfall oder
Beeinträchtigung wesentlicher Organe und Kör-
perfunktionen. Stufe 3: Schutz vor weniger
schwerwiegender oder vorü bergehender Beein-
trächtigung. (uao)Dr. Norbert Jaeger kritisierte in Mainz den Begriff Kosten-

steigerung im Gesundheitswesen (Foto: uao)

http://www.zentrale-ethikkommission.de


festgeschriebenen Standards guter ärztlicher Ver-
sorgung einerseits und der Beschränkung der ge-
setzlichen Leistungspflicht der Krankenkassen
andererseits dem Patienten gerecht zu werden.

Die Patienten erwarteten zu Recht nicht nur ei-
ne Behandlung nach dem aktuellen Stand der
Wissenschaft, sondern auch Zeit und Mensch-
lichkeit in den Begegnungen mit ihren Ä rzten.

§ 7 der (Muster-) Berufsordnung reiche völlig
aus, eine darü ber hinausgehende gesonderte Pa-
tientenrechtsgesetzgebung sei nicht erforderlich,
da die Patientenrechte im Behandlungsvertrag
ausreichend gesichert sind. Dies beschloss so
auch der Ä rztetag mit groß er Mehrheit.

Keine Kostenexplosion im Gesundheits-
wesen

In der lebhaften Diskussion fiel immer wieder das
Wort „Kostenexplosion“. Der schleswig-holstei-
nische Delegierte Dr. Norbert Jaeger kritisierte
diesen Begriff. Kostensteigerungen gebe es in al-
len Bereichen des Lebens, von einer Explosion
könne man aber nicht reden, vielmehr sei das
Gesundheitssystem sehr effizient. Dafü r erhielt er
in Mainz viel Beifall.

Viele Ä rzte berichteten aus ihrer täglichen Pra-
xis, wie sehr sie die Beschneidung der Patienten-
rechte und die ausreichende Versorgung belastet.

Auch Matthias Seusing, Delegierter der Ä rzte-
kammer Schleswig-Holstein und Hausarzt aus
Kiel, nannte Beispiele wie etwa die Kontrolle von
Verschreibungen durch Mitarbeiter von Kran-
kenkassen und Medizinischem Dienst der Kran-
kenversicherung (MDK), Beschränkungen bei
der Physiotherapie etc.

Der Medizinrechtler Prof. Christian Katzemeier
von der Universität zu Köln kritisierte, dass ein
Patientenschutzgesetz geplant sei. Man m ü sse
sich fragen, wer denn die Rechte bedrohe? Man
könne sich nicht des Eindrucks erwehren, dass
Patientenrechte weniger durch sorglos handeln-
de Ä rzte verkü rzt wü rden als durch eine Gesund-
heitspolitik, die sich weigere, sich des Problemsder
zunehmenden Ressourcenknappheit anzuneh-
men und dafü r Lösungen zu erarbeiten. Aus sei-
ner Sicht hat die richterliche Spruchpraxis in der
Vergangenheit ein ausreichend effektives Pati-
entenschutzrecht geschaffen. „Das Fehlen spezi-
eller Regelungen bedeutet kein Defizit.“ Weder
materiellrechtlich noch verfahrensrechtlich gebe
es Probleme der Umsetzung, betonte der Jurist.

Das vollständige Beschlussprotokoll des 112. Ä rz-
tetages findet sich im Internet unter www.ba-
ek.de. Es hat 117 Seiten.

Ursula-Anne Ochel
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Matthias Seusing, Hausarzt aus Kiel, berichtete in Mainz von
den Kontrollen durch MDK und Krankenkassen. (Foto: BÄ K)

114. Deutscher Ä rztetag in Kiel

In zwei Jahren wird der Deutsche Ä rztetag in
Kiel stattfinden. Vom 31. Mai bis zum 3. Juni
2011 werden die Delegierten in der Sparkassen-
arena in der schleswig-holsteinischen Landes-
hauptstadt tagen. Die Delegierten des 112. Ä rz-
tetages in Mainz entschieden sich einstimmig fü r
Kiel als Tagungsort. Damit richtet Schleswig-
Holstein nach 1972 (Westerland auf Sylt) und
1985 (Lü beck-Travemünde) den Deutschen
Ä rztetag zum dritten Mal aus. Einer der Höhe-
punkte des 114. Ä rztetages wird die Wahl des
neuen Vorstands der Bundesärztekammer sein.
Fü r die Organisation der Veranstaltung ist die
Ä rztekammer Schleswig-Holstein verantwort-
lich, die Vorbereitungen laufen bereits auf Hoch-
touren. Die Eröffnungsveranstaltung wird im
Kieler Schloss stattfinden. (tn)




